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21.05.15 
 
Protokollnotiz der Auswahl‐ und Prüfungskommission: Studienordnung 
 
 
Die Auswahl‐ und Prüfungskommission des CDSS hat auf ihrer Sitzung vom 13.05.2015 in 
Bezugnahme auf §32 Abs. 4 LHG und im Vorgriff auf zukünftige Änderungen der 
Studienordnung von 2013 für den Promotionsstudiengang Sozialwissenschaften am CDSS 
beschlossen, dass folgende Sätze auf selbige Studienordnung Anwendung finden sollen: 

 
§ 7a Verlängerung von Prüfungsfristen 
 

(1) Die Fristen für die Erbringung von Studien‐ oder Prüfungsleistungen wie auch die 
Frist, bis zu der sämtliche nach dieser Studienordnung für den Studienabschluss 
erforderlichen Studien‐ und Prüfungsleistungen erbracht sein müssen, sind auf 
jeweiligen rechtzeitigen schriftlichen Antrag des Studierenden von der Auswahl‐ 
und Prüfungskommission für eine den Erfordernissen des Einzelfalles 
entsprechende Dauer zu verlängern, wenn die Überschreitung der Prüfungsfrist 
von dem Studierenden nicht zu vertreten ist.  

(2)  Dies gilt insbesondere für Studierende  
1. mit Kindern oder 
2. mit pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des 

Pflegezeitgesetzes sowie für Studierende 
3. mit Behinderung oder 
4. mit chronischer Erkrankung, 
wenn die sich daraus ergebenden besonderen Bedürfnisse oder Belange eine 
Verlängerung der Prüfungsfrist erfordern. Gleiches gilt für Studierende, die 
Schutzzeiten entsprechend § 3 Absatz 1, § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes in 
Anspruch nehmen können.  

(3) Ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 ist unverzüglich ab Kenntnisnahme der eine 
Verlängerung begründenden Umstände  zu stellen. Ein Antrag, der nicht rechtzeitig 
im Sinne des Satzes 1 eingeht, kann lediglich unter den zusätzlichen 
Voraussetzungen des § 32 Landesverwaltungsverfahrensgesetz gewährt werden.  
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(4) Es obliegt dem Antragsteller, den Nachweis über die eine Verlängerung 
begründenden Umstände zu führen. Ergeben sich vor Ablauf einer genehmigten 
Prüfungsfristverlängerung wesentliche Änderungen in den diese Verlängerung 
begründenden Umständen, insbesondere der Wegfall von Voraussetzungen, sind 
diese der Auswahl‐ und Prüfungskommission unverzüglich schriftlich anzuzeigen.  

(5) Die Verlängerung von Fristen für die Erbringung von Studien‐ oder 
Prüfungsleistungen in Wiederholungsprüfungen soll insgesamt jeweils eine Dauer 
von zwei Semestern nicht übersteigen. Die Verlängerung der Frist für die 
Erbringung sämtlicher Studien‐ und Prüfungsleistungen soll insgesamt höchstens 
die Semesteranzahl der Regelstudienzeit umfassen, soweit sich aus gesetzlichen 
Vorgaben nicht zwingend eine andere Wertung ergibt. 

(6) Die vorstehenden Absätze finden keine Anwendung auf die Verlängerung von 
Bearbeitungszeiten und Abgabefristen für Studien‐ oder Prüfungsleistungen, 
insbesondere in der Form einer Hausarbeit, des Literature Reviews oder des 
Dissertation Proposals. Die Möglichkeit eines anderweitigen Nachteilsausgleichs 
gemäß § 7b bleibt unberührt.  

(7) Bei der Berechnung der Prüfungsfristen ist § 32 Absatz 6 des 
Landeshochschulgesetzes zu berücksichtigen. 

 
§ 7b Nachteilsausgleich 
 

(1) Erlauben die besonderen Bedürfnisse oder Belange Studierender, insbesondere 
Studierender im Sinne des § 7a Absatz 2, den regelmäßigen Besuch von 
Lehrveranstaltungen oder die Teilnahme an den vorgesehenen Prüfungen, 
insbesondere wegen der Prüfungsform, nicht, gewährt die Auswahl‐ und 
Prüfungskommission in Abstimmung mit dem für die betreffende 
Lehrveranstaltung oder Prüfung Verantwortlichen und unter Berücksichtigung des 
Vorbringens des Studierenden auf rechtzeitigen schriftlichen Antrag des 
Studierenden eine zur Wahrung der Chancengleichheit angemessene 
Kompensation. Die Nachteilsausgleichanträge von Studierenden mit Behinderung 
oder chronischer Erkrankung sind bei dem Beauftragten für Studierende mit 
Behinderung oder einer chronischen Erkrankung zu stellen; die Auswahl‐ und 
Prüfungskommission hat bei der Entscheidung über diesen Antrag zudem die 
Empfehlung des Beauftragten für Studierende mit Behinderung oder einer 
chronischen Erkrankung zu berücksichtigen.   

(2) Ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 ist  
1. bei Lehrveranstaltungen vor Beginn der betroffenen Lehrveranstaltung sowie 

bei späterem Eintritt des zum Nachteilsausgleich berechtigenden Grundes 
unverzüglich und 

2. bei Prüfungen grundsätzlich zum Zeitpunkt einer vorhergehenden Anmeldung, 
spätestens jedoch rechtzeitig vor Beginn der betroffenen Prüfung  

bei der Auswahl‐ und Prüfungskommission zu stellen. Wird ein Antrag nicht 
rechtzeitig im Sinne des Satzes 1 gestellt, sind die einen Nachteilsausgleich 
begründenden Umstände für diese Lehrveranstaltung oder Prüfung, insbesondere 
für die Bewertung, unbeachtlich. Die Möglichkeit einer hinreichend begründeten 
Säumnis oder eines Rücktritts von der betroffenen Prüfung bleibt unberührt. 
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(3) Es obliegt dem Antragsteller, den Nachweis über die einen Nachteilsausgleich 

begründenden Umstände zu führen. Ergeben sich vor oder während der 
Inanspruchnahme eines gewährten Nachteilsausgleichs wesentliche Änderungen in 
den diesen Nachteilsausgleich begründenden Umständen, insbesondere der 
Wegfall von Voraussetzungen, sind diese der Auswahl‐ und Prüfungskommission 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

  
§ 7c Verfahrensfehler 
 

(1) Die Auswahl‐ und Prüfungskommission kann Beeinträchtigungen des 
Prüfungsablaufs oder sonstige Verfahrensfehler von Amts wegen oder auf 
rechtzeitigen Antrag eines Prüflings durch Anordnungen von geeigneten 
Maßnahmen heilen. Insbesondere kann die Auswahl‐ und Prüfungskommission 
anordnen, dass Studien‐ oder Prüfungsleistungen von einzelnen oder von allen 
Kandidaten zu wiederholen sind oder bei Verletzung der Chancengleichheit eine 
Schreibverlängerung oder eine andere angemessene Ausgleichsmaßnahme 
verfügen. 

(2) Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs sind während der Teilnahme an einer 
Studien‐ oder Prüfungsleistung von dem beeinträchtigten Prüfling unverzüglich zu 
rügen:  
1. bei schriftlichen Aufsichtsarbeiten gegenüber dem Aufsichtführenden, 
2. bei mündlichen Prüfungen gegenüber dem vorsitzenden Prüfer und 
3. bei sonstigen Prüfungen gegenüber dem verantwortlichen Prüfer.  
Sonstige Verfahrensfehler sind unverzüglich nach dem Zeitpunkt, zu dem der 
Prüfling Kenntnis über den Verfahrensfehler begründenden Umstand erlangt hat, 
zu rügen. Die Rügen im Sinne der Sätze 1 und 2 sind im Prüfungsprotokoll oder in 
sonstiger geeigneter Weise aktenkundig zu machen. Nicht rechtzeitig gerügte 
Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs oder sonstige Verfahrensfehler sind, 
insbesondere für die Bewertung der betroffenen Prüfung, unbeachtlich.  

(3) Hat die Auswahl‐ und Prüfungskommission wegen einer rechtzeitig gerügten 
Beeinträchtigung des Prüfungsablaufs oder wegen eines rechtzeitig gerügten 
sonstigen Verfahrensfehlers keine oder eine nicht ausreichende 
Ausgleichsmaßnahme nach Absatz 1 getroffen, so hat der Prüfling unverzüglich 
nach Abschluss der mängelbehafteten Prüfung oder, wenn eine Prüfung aus 
mehreren Einzelprüfungen besteht, nach Abschluss des mängelbehafteten 
Prüfungsteils, die für erforderlich gehaltenen Maßnahmen schriftlich bei der 
Auswahl‐ und Prüfungskommission zu beantragen. Der Antrag darf keine 
Bedingungen enthalten. Wird der Antrag nicht rechtzeitig gestellt, ist die 
Beeinträchtigung des Prüfungsablaufs oder der sonstige Verfahrensfehler, 
insbesondere für die Bewertung der betroffenen Prüfung, unbeachtlich. 


